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Linie als Sprachrohr unserer mehr als
1800 Mitgliedfirmen».

Darunter gebe es auch Befürworter
der SVP-Initiative, räumt sie ein. Einer
davon ist Otto H. Suhner, Präsident der
Suhner Holding AG in Brugg, der sich
in der «Weltwoche» für ein Ja aus-
spricht. Auch einer der AIHK-Vizepräsi-
denten, Transportunternehmer Hans-
jörg Bertschi, engagiert sich als Mit-
glied eines Komitees für die Initiative.
«Die grosse Mehrheit unserer Mitglie-
der ist aber entschieden dagegen, das
zeigt auch die klare Parolenfassung im
Vorstand», hält Wildi fest. «So kommt
es, dass ich diese Haltung vertrete, wel-
che sich im Übrigen auch mit meiner
Haltung als Privatperson deckt.»

Sie warnt davor, dass bei einem Ja
sämtliche von der Schweiz geschlosse-
nen völkerrechtlichen Verträge (Wildi:
«Das sind rund 5000») quasi unter ei-
nen Dauervorbehalt gestellt würden.
Dies aufgrund der umfassenden Rück-
wirkungsklausel im Initiativtext. «Eine
der gravierenden Konsequenzen dar-
aus wäre Rechtsunsicherheit.» Unter-
nehmerinnen und Unternehmer könn-
ten nicht mehr langfristig planen, «weil
ungewiss wäre, was morgen noch gilt».
Zudem müsste die Wirtschaft damit
rechnen, dass internationale Handels-
partner mit Zurückhaltung reagieren

würden. «Die Schweiz liefe so Gefahr,
ihren Ruf als zuverlässige Handelspart-
nerin zu verlieren», warnt Wildi.

Ja-Kampagne als Mogelpackung?
Für eine exportorientierte Volkswirt-
schaft wie die Schweiz seien stabile
Rahmenbedingungen wichtig. Wildi
betont: «Diese entstehen eben nicht
einfach aufgrund der Gesetze, die wir
uns im Innern geben, sondern auch
durch Zusammenarbeit mit anderen
Ländern und Verträge, die wir mit
ihnen schliessen.» Die grosse Mehrheit

der AIHK-Vorstandsmitglieder habe
deshalb die Risiken der Initiative höher
gewichtet als deren Nutzen.

Wildi sagt, viel mehr als die ver-
meintlich pikante Haltung ihres Vor-
gängers ärgere sie die irreführende Ja-
Kampagne. «Die Mogelpackung impli-
ziert, dass die Initiative unsere Demo-
kratie und Selbstbestimmung rette.

Man will uns glauben machen, Völker-
recht sei etwas Fremdes, das unserem
Land von aussen aufdiktiert wird. Das
ist schlicht und ergreifend falsch», kri-
tisiert sie. Schon heute entscheide die
Schweiz selbstständig, ob sie einen völ-
kerrechtlichen Vertrag mit einem ande-
ren Land abschliessen wolle. Überdies
nicke die Schweiz auch nicht einfach
EU-Recht ab, sondern handle jeweils
unter Berücksichtigung der landesspe-
zifischen Eigenheiten Ausnahmen aus.
«Und schliesslich ist die Schweiz auch
heute frei, einen Vertrag, der ihr nicht
mehr passt, wieder zu kündigen. Das
alles ist jetzt schon so – dafür brauchen
wir die Initiative nicht», sagt Wildi.

Paradox sei ausserdem, dass ein Ja
am 25. November die Schweiz gar nicht
selbstbestimmter machen würde. Der
fixe Neuverhandlungs- bzw. Kündi-
gungsmechanismus, den die Initiative
bei einem Widerspruch zwischen Bun-
desverfassung und Völkerrecht vor-
sieht wären pragmatische Lösungen
laut Wildi nicht mehr möglich. «Das
würde unser Land massiv vom Good-
will seiner ausländischen Vertragspart-
ner abhängig machen». Ausgerechnet
eine Annahme der sogenannten Selbst-
bestimmungs-Initiative würde die Ver-
handlungsposition der Schweiz schwä-
chen, gibt Wildi zu bedenken.

«Daniel Knecht tritt jetzt als
Privatperson auf, seine Hal-
tung hat auf den Beschluss-
findungsprozess der AIHK
keinen Einfluss mehr.»
MARIANNEWILDI AMTIERENDE PRÄSIDENTIN DER
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MarianneWildi: Bei der Selbstbestimmungs-Initiative ist das durchaus sinnbildlich.
Es ist keine zwei Monate her, da legte
sich die Handelskammer mächtig ins
Zeug gegen die Millionärssteuer-Initia-
tive der Juso Aargau. «Die Argumente
der Befürworter ähneln jenen aus der
kommunistischen Sowjet-Propaganda»,
hiess es dazu im Magazin der AIHK.
«Es ist Zeit, dass die Millionäre ihre

Verantwortung für den Kanton wahr-
nehmen und eine faire Steuer auf ihr
Vermögen bezahlen», war andererseits
auf der Juso-Website zu lesen. Die mar-
kigen Worte im Abstimmungskampf
zeigen, wie unterschiedlich die Positio-
nen der linken Jungpolitiker und des
bürgerlichen Wirtschaftsverbandes im
Aargau normalerweise sind.

Das klare Nein zur Millionärssteuer
löste dementsprechend unterschiedli-
che Reaktionen aus: Genugtuung und
Freude bei der AIHK und den bürger-
lichen Parteien, Enttäuschung bei den
linken Initianten. Bei einem Nein zur
Selbstbestimmungs-Initiative würden
Links und Rechts am nächsten Sonntag
aber gemeinsam feiern. Dies zeigt das
sehr ungewohnte Gruppenbild (siehe

links) vom «Aktionstag gegen die
Selbstbestimmungs-Initiative» in Aarau.
Zusammen traten das linke und das
wirtschaftlich-bürgerliche Komitee auf.
Man habe gemeinsam «die Bevölke-
rung über die verheerenden Auswir-
kungen der Initiative informiert und
für ein Nein am 25. November gewor-
ben», heisst es in einer Mitteilung.

Dabei waren zahlreiche Vertreterin-
nen und Vertreter fast aller Parteien
(BDP, CVP, EVP, FDP, GLP, Grüne, SP)
sowie der Arbeitnehmendenorganisa-
tionen und der Wirtschaft. Für alle war
klar: Die Initiative ist ein Frontalangriff
auf die Menschenrechte und gefährdet
die wirtschaftliche Stabilität unseres
Landes. «Die Bürgerinnen und Bürger
dieses Landes werden mit den Men-

schenrechten vor staatlicher Willkür
geschützt. Die Initiative will diesen
Schutz aushebeln und unsere Grund-
rechte einschränken», meinte Gabriela
Suter, Präsidentin der SP Aargau.

Arbeitnehmerrechte gefährdet?
Irène Kälin, Präsidentin von Arbeit Aar-
gau und Nationalrätin der Grünen, sagt
ebenfalls Nein: «Die Initiative will auch
die Konventionen der Internationalen
Arbeitsorganisation aufkünden.» Diese
Konvention schütze die Rechte der Ar-
beitnehmenden. «Würde dieser Schutz
wegfallen, wäre dies ein deutlicher
Rückschritt für den Arbeitnehmenden-
schutz in der Schweiz.»

Neben den beiden linken Politikerin-
nen äusserte sich auch Peter Gehler,

Vizepräsident der AIHK. Die bilateralen
Verträge mit der EU, zahlreiche Frei-
handelsabkommen und weitere wirt-
schaftsrelevante Vereinbarungen wür-
den den Schweizer Firmen heute einen
raschen Zugang zum internationalen
Markt sichern. «Bei einer Annahme der
Initiative wäre unklar, wie lange diese
noch gelten würden, solche Unsicher-
heiten sind Gift für unsere Wirtschaft.»

Für die Initiative engagieren sich im
Aargau nur die SVP, die EDU und die
Vaterländische Vereinigung. Ein eigent-
liches Komitee gibt es nicht, aber pro-
minente SVPler werben für das Anlie-
gen. So verteilten die beiden National-
räte Andreas Glarner und Thomas
Burgherr kürzlich Initiativen-Flyer und
Gipfeli am Bahnhof Aarau.

Kampf für ein Nein 

vereint links und rechts

Gegen die Selbstbestim-
mungs-Initiative setzen
sich ungleiche Partner ein:
Juso, SP und Grüne treten
neben Wirtschaftsvertre-
tern und Bürgerlichen auf.
� �

●●

�

● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

VON FABIAN HÄGLER

Gemeinsam am Aktionstag: Nein sagt sonst oft die SVP, nun sagen (fast) alle anderen Nein zur SVP-Initiative. ZVG
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